
Abiturprüfung:Obwohl viele Schüler erfolgreich sind, gibt es nach einer Studie desDGB zu viele ohneAbschluss. Die Zielvorgaben eines
Bildungsgipfels aus dem Jahr 2008 seien nicht erreicht worden. Foto: dpa

2013 sei das Ziel weit übertrof-
fen worden, dass 40 Prozent
eines Jahrgangs ein Studium
beginnen. Allerdings: 50 Pro-
zent der Studierenden kom-
men demnach aus Akademi-
kerfamilien, aber nur 27 Pro-
zent aus Facharbeiterfamilien.
Laut Klemm mangelt es dem
Bildungssystem immer noch
an finanzieller Ausstattung.

Bildungsministerin Johan-
na Wanka (CDU) zeigte sich
gestern gegenüber unserer
Zeitung zufrieden: „Die Ten-
denz zeigt in allen Bildungsbe-
reichen klar nach oben.“ Bei
der Kinderbetreuung und der
Weiterbildung seien die ver-
einbarten Ziele schon er-
reicht, „bei der Studienanfän-
gerquote sind wir sogar deut-
lich über Plan“.
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BERLIN. Dass die Kanzlerin
dazu neigt, immer mal wieder
ihr Image zu wechseln, ist be-
kannt. Erst war sie die Klima-
kanzlerin, dann rief sie 2008
auf einem Gipfel mit den Bun-
desländern die Bildungsrepu-
blik Deutschland aus. Merkel
avancierte zur Bildungskanz-
lerin. Der Deutsche Gewerk-
schaftsbund hat jetzt nachprü-
fen lassen, ob dabei Anspruch
und Wirklichkeit zusammen-
passen – das Ergebnis der Stu-
die des Essener Experten
Klaus Klemm fällt gemischt
aus.

Zwar ist laut Klemm, wie
auf dem Spitzentreffen da-
mals vereinbart, die Zahl der
Krippenplätze gestiegen und
mehr Menschen beginnen ein
Studium oder bilden sich wei-
ter. Doch noch Nachholbedarf
hat das Land bei dem Ziel, die
Zahl junger Leute zu verrin-
gern, die Schule oder Ausbil-
dung ohne Abschluss been-
den. Deren Anteil sei weiter
bedrückend hoch. Grund da-
für ist nach Ansicht des DGB
eine erhebliche soziale Schief-
lage im Bildungssystem.

Klemm hat in seiner Analy-
se die Zielvorgaben des Gipfels
2008 und die von ihm ermit-
telten Ergebnisse gegenüber-
gestellt. So sei von Bund und
Ländern vereinbart worden,
die Quote der Schulabgänger
ohne Schulabschluss von acht
auf vier Prozent zu senken. Bis
2013 sei aber nur ein Rück-
gang auf 5,7 Prozent zu ver-
zeichnen gewesen. „Ein Maß-
nahmenbündel, das in diesem
Handlungsfeld Erfolge ver-
sprechen würde, ist nicht er-
kennbar“, kritisiert Klemm.
Auch die angestrebte Halbie-
rung der Quote junger Er-
wachsener ohne eine abge-
schlossene Berufsausbildung
von 17 auf 8,5 Prozent sei
nicht in Sicht. „Von 2008 bis
2013 hat sich die entsprechen-
de Quote von 17,2 Prozent auf
13,8 Prozent nur sehr gering-
fügig verringert.“

Der Wissenschaftler hebt
auch Positives hervor. Schon

DGB: Zahl der Abbrecher zu hoch
Studie sieht soziale Schieflage im Bildungssystem – Ministerin Wanka widerspricht und zeigt sich zufrieden
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Die Mühen der Ebene

ein Förderprogramm, das
durch eine Verzahnung mit be-
ruflicher Bildung die Abbre-
cherquote leicht gesenkt hat.
Das Land setzt das Programm
für Haupt- und Berufsschüler
als PuSch (Praxis und Schule)
jetzt fort. Mit Realitätssinn und
demMut, dieMühenderEbene
in Schritten zu bewältigen,
kommt man weiter als mit Gip-
fel-Tamtam. rie@hna.de

Ausbildung die Schulen ver-
lassen. Auf dem Bildungsgip-
fel 2008 hätte man erst gar
nicht großspurig die Halbie-
rung der Quote ankündigen
dürfen. Wenn der DGB
schlussfolgert, man brauche
eine neue Strategie sowie ein
weiteres Spitzentreffen, tappt
er in dieselbe Falle.

Bildungserfolge lassen sich
nicht verordnen, es sei denn,
man nimmt herunterge-
schraubte Anforderungen an
den Schulen in Kauf. Wie man
es besser macht, zeigt Hessen.
Jahrelang lief dort erfolgreich

E x-Kanzler Gerhard
Schröder hat einmal von
den Mühen der Ebene

gesprochen. Mit Recht. Zu
gern vermittelt uns die Politik
das Bild schneller Lösungen
und großer Strategien. Richtig
ausgegeben, lassen sich so
bald alle Probleme beseitigen,
heißt das. Ein Trugschluss,
wie die DGB-Kritik über
Deutschlands verfehlte Bil-
dungspolitik erneut belegt.

Natürlich kann man Bund
und Länder dafür kritisieren,
dass noch immer zu viele jun-
ge Leute ohne Abschluss oder

Ullrich
Riedler über
die Kritik an
den verfehl-
ten Bildungs-
zielen

HANNOVER. Die Agrarpoliti-
ker der niedersächsischen
CDU sprechen sich für eine
Tierschutzabgabe auf alle tie-
rischen Produkte aus. Der Er-
lös solle in einen Fonds flie-
ßen, der Bauern belohnen
könne, wenn diese freiwillig
für bessere Haltungsbedin-
gungen sorgten, sagte CDU-
Fraktionsvize Frank Oester-
helweg gestern in Hannover.
„Mehr Tierschutz gibt es nicht
zum Nulltarif.“

Erzeuger und Handel pla-
nen ab Frühsommer einen
derartigen Obolus zunächst
für Schweinefleisch; er könn-
te bei vier Cent pro Kilo-
gramm liegen. Ein von der
CDU-Fraktion initiierter Run-
der Tisch zur Zukunft der
Landwirtschaft will dies auf
alle Produkte tierischer Her-
kunft ausdehnen, also auch
auf Eier und Milch.

Vorgeschlagen wird außer-
dem, in Zusammenarbeit mit
dem Handel Herstellungswei-
se und Inhaltsstoffe von Pro-
dukten verständlich und ein-
fach zu kennzeichnen. Dies
müsse vor allem auch für au-
ßerhalb von Deutschland pro-
duzierte Lebensmittel gelten.
Konsequent will die CDU ge-
gen schwarze Schafe in der
Branche vorgehen. (ymp)

Agrarpolitiker
wollen Abgabe
für Tierschutz

Jahren. Der Rekord habe nicht
nur in der Furcht vor Entde-
ckung durch die Auswertung
von Steuer-CDs aus der
Schweiz, Luxemburg und
Liechtenstein seine Ursache,
meinte Schneider. Auch das
prominente Beispiel des in-
zwischen verurteilten Ex-FC-
Bayern-Bosses Uli Hoeneß
habe viele Sünder zur Umkehr
bewogen. Und: „Viele haben
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HANNOVER. Der 85-jährigen
Dame aus Niedersachsen wur-
de die Sache zu heiß. Vor Jahr-
zehnten hatte ihr inzwischen
verstorbener Mann hinter
dem Rücken des hiesigen Fis-
kus‘ eine dicke Summe auf ei-
nem Nummernkonto in der
Schweiz angelegt; regelmäßig
fuhr das Ehepaar in das Alpen-

land und
machte dort
mit den abge-
hobenen Zin-
sen teure Ur-
laube. 2014
meldete sich
die Seniorin
bei ihrem Fi-
nanzamt und
meldete das

Schwarzgeld nachträglich an.
An Steuernachzahlungen, Zin-
sen und Zuschlägen habe das
einen Betrag von rund 30 Mil-
lionen Euro eingebracht, be-
richtete Niedersachsens Fi-
nanzminister Peter Jürgen
Scheider (SPD) gestern in Han-
nover.

Ein Fall von vielen. 3797
Steuerbetrüger haben sich im
vergangenen Jahr selbst ange-
zeigt, 33 Prozent mehr als im
Vorjahr, mehr als dreimal so
viel wie in früheren normalen

Ein Drittel mehr Selbstanzeigen
Seit 1. Januar höhere Hürden für Steuersünder – Land nahm 261 Millionen Euro ein

den Weg in die Steuerehrlich-
keit noch rechtzeitig einschla-
gen wollen.“ Seit dem 1. Janu-
ar gelten für die Selbstanzei-
gen deutlich höhere Hürden.
Straffreiheit ohne Zuschlag
gibt es nur noch ab einem Be-
trag von 25 000 Euro hinterzo-
gener Steuern; bislang lag die
Grenze bei 50 000 Euro.

Erheblich gestiegen sind
auch die Zuschläge selbst: Wa-

ren es bisher unabhängig von
der Summe fünf Prozent, so
staffeln sich diese neuerdings
von zehn Prozent für Beträge
unter 100 000 Euro bis hin zu
20 Prozent für Summen über
eine Million Euro. „Ich vermu-
te, dass es daher in diesem
Jahr einen deutlichen Rück-
gang bei den Selbstanzeigen
geben wird“, prophezeite
Schneider.

Spitzenreiter bei den Selbst-
anzeigen in den beiden ver-
gangenen Jahren war das Fi-
nanzamt Buchholz in der
Nordheide mit 245 Fällen, ge-
folgt von Gifhorn mit 228 und
Cloppenburg mit 227 Fällen.
Hier die Zahlen von Finanzäm-
tern aus der Region: In Nort-
heim wurden in den Jahren
2013 und 2014 genau 83 Fälle,
in Göttingen 189 Fälle sowie
in Bad Gandersheim 49 Fälle
registriert.

Der umstrittene Ankauf
von Steuer-CDs habe sich für
das Land gelohnt, berichtete
der Minister. Seit 2010 habe
das Land 261 Millionen Euro
an hinterzogenen Steuern,
Strafgeldern und Zinsen ein-
genommen. Dem stünde eine
finanzielle Beteiligung des
Landes an dem Erwerb von le-
diglich 850 000 Euro gegen-
über.

BrisanteDaten: Seit Steuer-CDs aus der Schweiz ausgewertetwer-
den, ist die Zahl der Selbstanzeigen deutlich gestiegen. Foto: dpa

Peter Jürgen
Schneider

HAMBURG. Hamburgs Bür-
germeister Olaf Scholz hat
gestern Abend mit Angriffen
auf seinen CDU-Konkurrenten
Dietrich Wersich den SPD-
Wahlkampf in der Hansestadt
eröffnet. „Die Wähler erin-
nern sich noch: Es war keine
gute Zeit vor 2011“, sagte der
SPD-Landeschef. Es sei Wer-
sich gewesen, der die Gebüh-
ren für Kinder-
betreuungs-
stätten erhöht
habe. „Das war
ein Fehler, ent-
schuldigt hat
er sich dafür
nicht“, sagte
Scholz. Wer-
sich war unter
der damaligen schwarz-grü-
nen Landesregierung Sozialse-
nator gewesen. Die SPD will in
der nächsten Legislaturperi-
ode zusätzliche Erzieher ein-
stellen und die Ausgaben für
die Kinderbetreuung aufsto-
cken.

Wersich hatte sich zuvor
für öffentliche Rededuelle mit
Scholz ausgesprochen. Er warf
der SPD einen selbstgefälligen
Stil vor.

Im Hamburg wird am 15.
Februar eine neue Bürger-
schaft gewählt. Die SPD re-
giert dort seit 2011. (dpa)

SPD startet
Wahlkampf
in Hamburg
Scholz attackiert
CDU-KandidatenWersich

Olaf
Scholz

Ländernotizen
Hamburg: AfD gegen
Kopftuch bei Lehrern
Die AfDwill Lehrerinnen das Tra-
gen von Kopftüchern verbieten.
Das Kopftuch
sei nicht wirk-
lich etwas Reli-
giöses, „es ist
ein Symbol der
Integrationsun-
willigkeit“, sag-
te der AfD-Spit-
zenkandidat Jörn Kruse. Seine
Partei hatte die Forderung be-
reits in ihr Programmzur Bürger-
schaftswahl am 15. Februar auf-
genommen.

Viele antisemitische
Angriffe nicht bekannt
DieZahlantisemitischerAngriffe
und Beleidigungen in Berlin ist
einer Studie zufolge deutlich hö-
her als aus den bekannten Statis-
tiken hervorgeht. In der Polizei-
statistik gebeesein „erhebliches
Dunkelfeld“ von nicht angezeig-
ten Taten, heißt es in einem For-
schungsberichtderTechnischen
Universität Berlin. Viele Opfer
zeigten die Täter nicht an, weil
sie bedroht würden, zum Bei-
spiel bei Amateur-Fußballspie-
len. 2013 registrierte die Berli-
ner Polizei 200 antisemitische
Taten.

Ebola-Schnelltest
aus demKoffer
Das Deutsche Primatenzentrum
Göttingen stellt heute einen
Ebola-Koffer vor, mit dem sich
die lebensbedrohliche Krank-
heit innerhalb von 15 Minuten
nachweisen lässt. Das Virus soll
sich mit einem Speicheltest si-
cher nachweisen lassen. Der Di-
agnose-Koffer wird über Solar-
zellen mit Strom versorgt.

Tarifverhandlungen
der Caritas gescheitert
Im Tarifstreit beim katholischen
Sozialverband Caritas sind die
Verhandlungen für Niedersach-
sen und Bremen laut Caritas ge-
scheitert. Verhandelt wurde
über die Gehälter von rund 40
000 Caritas-Mitarbeitern in Nie-
dersachsen und Bremen, darun-
ter etwa 6000 in der Altenhilfe.
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